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Öffentliche Grillplätze schaffen 

Einreicher: 
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Datum 
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Sitzungstermine 

Gremium Zuständigkeit 

06.09.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt 
Potsdam Entscheidung 

26.09.2023 Ausschuss für Ordnung und Sicherheit Vorberatung 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, Plätze an öffentlichen Orten zu definieren, an 
denen feste Grillmöglichkeiten zur Verfügung gestellt werden können.  
Das Ergebnis der Untersuchung ist der Stadtverordnetenversammlung im November 2023 
vorzulegen 
 
Begründung: 
 
Begründung:  
 
Es gibt in der Landeshauptstadt Potsdam keine öffentlichen Grillplätze mehr. Der Bedarf ist 
in der warmen Jahreszeit da. Gleichzeitig wird an vielen Stellen, leider auch in den Parks, 
illegal gegrillt und der anfallende Müll nur unzureichend entsorgt.  
Um dem entgegenzuwirken, soll geprüft werden, wo in Potsdam öffentlichen Grillplätze, mit 
einer ausreichenden Anzahl an Müllplätzen, eingerichtet werden können. 
 
 
Anlagen: 

1 Stellungnahme der Verwaltung öffentlich 
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Landeshauptstadt Potsdam 
Geschäftsbereich 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 
Titel des Antrages: 

Drucksache Nr.: TOP: 

Stellungnahme der Verwaltung 
1. Rechtliche Einschätzung

2. Berücksichtigung im Haushaltsplan

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

4. Inhaltliche Einordnung
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